
Landkreis Rostock 
- Vergabestelle- 

Eigenerklärung zur Eignung 

 

Eigenerklärung zur Eignung 
für freiberufliche Leistungen 

 

 

Bewerber/Bieter 

 

 

 

Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes 
oder Wohnsitzes 

    Ich bin/Wir sind eingetragen im Handelsregister 
 
    unter der Nummer 
 
 
    beim Amtsgericht 
 
 
    vergleichbare Eintragung, wenn 
    keine Registerpflicht besteht: 
 

   Ich gehöre/Wir gehören zu 
 
   Handwerk 
 
   Industrie 
 
   Handel 
 
   Versorgungsunternehmen 
 
   Sonstigem 

 

Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir zur Bestätigung 
meiner/unserer Erklärung vorlegen: Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug oder 
vergleichbare Eintragung. 
 



Landkreis Rostock 
- Vergabestelle- 

Eigenerklärung zur Eignung 

 

 

Wir erklären mit unserer Unterschrift, dass keine 

Person aus unserem Unternehmen, deren 

Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, 

wegen nachstehender Delikte rechtskräftig 

verurteilt worden ist: 

a) §129 des Strafgesetzbuches (Bildung 

krimineller Vereinigungen); §129 a des 

Strafgesetzbuches (Bildung 

terroristischer Vereinigungen); § 129 b 

des Strafgesetzbuches (kriminelle und 

terroristische Vereinigungen im Ausland), 

b) §89c des Strafgesetzbuches 

(Terrorismusfinanzierung), 

c) §261 des Strafgesetzbuches 

(Geldwäsche, Verschleierung 

unrechtmäßig erlangter 

Vermögenswerte) 

d) §263 des Strafgesetzbuches (Betrug), 

soweit sich die Straftat gegen den 

Haushalt der EG oder gegen Haushalte 

richtet, die von der EG oder in ihrem 

Auftrag verwaltet werden, 

e) §264 des Strafgesetzbuches 

(Subventionsbetrug), soweit sich die 

Straftat gegen den Haushalt der EG oder 

gegen Haushalte richtet, die von der EG 

oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 

f) §299 des Strafgesetzbuches 

(Bestechlichkeit und Bestechung im 

geschäftlichen Verkehr), 

g) § 108e des Strafgesetzbuches 

(Bestechlichkeit und Bestechung von 

Mandatsträgern), 

h) §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches 

(Bestechung), jeweils auch in 

Verbindung mit § 335a des 

Strafgesetzbuches (Ausländische und 

internationale Bedienstete), 

i) Artikel 2 §2 des Gesetzes zur 

Bekämpfung internationaler Bestechung 

(Bestechung ausländischer 

Abgeordneter im Zusammenhang mit 

internationalem Geschäftsverkehr), 

j) §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuches 

(Menschenhandel) oder § 233a des 

Strafgesetzbuches (Förderung des 

Menschenhandels) 



Landkreis Rostock 
- Vergabestelle- 

Eigenerklärung zur Eignung 

 

k) § 370 Abgabenordnung, auch in 

Verbindung mit § 12 MOG, soweit sich 

die Straftat gegen den Haushalt der EG 

oder gegen Haushalte richtet, die von der 

EG oder in ihrem Auftrag verwaltet 

werden. 

Einem Verstoß gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein 

Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Bewerber zuzurechnen, wenn sie für 

diesen Bewerber bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein 

Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

(OWiG) dieser Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für den Bewerber handelnden, 

rechtskräftig verurteilten Person vorliegt. 

Wir erklären weiterhin, dass l) unser Unternehmen weder 

zahlungsunfähig ist noch über das 

Vermögen unseres Unternehmens ein 

Insolvenzverfahren oder ein 

vergleichbares Verfahren beantragt oder 

eröffnet wurde. Die Eröffnung wurde 

auch nicht mangels Masse abgelehnt. 

Wir befinden uns auch nicht in einem 

Liquidationsverfahren oder haben die 

Tätigkeit eingestellt. 

m) wir im Rahmen unserer beruflichen 

Tätigkeit keine schwere berufliche 

Verfehlung begangen haben, durch die 

die Integrität unseres Unternehmens in 

Frage gestellt wird.  

n) wir keine wesentliche Anforderung bei 

der Ausführung eines früheren 

öffentlichen Auftrags oder 

Konzessionsvertrags erheblich oder 

fortdauernd mangelhaft erfüllt haben, so 

dass dies zu einer vorzeitigen 

Beendigung, zu Schadensersatz oder zu 

einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 

hat. 

o) wir bei der Ausführung öffentlicher 

Aufträge nicht gegen geltende umwelt-, 

sozial- oder arbeitsrechtliche 

Verpflichtungen verstoßen haben. 

p) wir unserer Verpflichtung zur Zahlung der 

Steuern und Abgaben nach den 

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates 

des Auftraggebers erfüllt haben. 

 

 



Landkreis Rostock 
- Vergabestelle- 

Eigenerklärung zur Eignung 

 

q) wir in Bezug auf Ausschlussgründe oder 

Eignungskriterien weder eine 

schwerwiegende Täuschung begangen 

oder Auskünfte zurückgehalten haben, 

noch wir nicht in der Lage sind, die 

erforderlichen Nachweise zu übermitteln. 

r) wir keine Vereinbarungen mit anderen 

Unternehmen getroffen haben, die eine 

Verhinderung, Einschränkung oder 

Verfälschung des Wettbewerbs 

bezwecken oder bewirken. 

s) wir nicht versucht haben, die 

Entscheidungsfindung des öffentlichen 

Auftraggebers in unzulässiger Weise zu 

beeinflussen oder vertrauliche 

Informationen zu erhalten, durch die wir 

unzulässige Vorteile beim 

Vergabeverfahren erlangen könnten und 

wir weder fahrlässig noch vorsätzlich 

unzutreffende Informationen übermittelt 

haben, die die Vergabeentscheidung des 

öffentlichen Auftraggebers erheblich 

beeinflussen können. 

t) die Voraussetzungen für einen 

Ausschluss nach § 21 Abs.1 S.1 oder 2 

Gesetz zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit und illegalen 

Beschäftigung (SchwarzArbG) nicht 

vorliegen. 

u) die Voraussetzungen für einen 

Ausschluss nach § 21 Abs. 1 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) 

nicht vorliegen. 

v) die Voraussetzungen für einen 

Ausschluss nach § 19 Abs. 1 

Mindestlohngesetz (MiLoG) nicht 

vorliegen. 

w) die Voraussetzungen für einen 

Ausschluss nach § 98c 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) nicht 

vorliegen. 



Landkreis Rostock 
- Vergabestelle- 

Eigenerklärung zur Eignung 

 

 

Hinweis: 

Das Vorliegen einer rechtskräftigen Verurteilung wegen eines unter a) – k) aufgeführten Deliktes, 

führt zum Ausschluss des Bewerbers. Dabei ist unerheblich, zu welchem Zeitpunkt des 

Vergabeverfahrens der Auftraggeber von der Unzuverlässigkeit des Bewerbers erfährt. 

Bewerber, bei denen einer der in l) - w) genannten Fälle vorliegt, können von der Teilnahme 

ausgeschlossen werden. 

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen der Eigenerklärungen innerhalb von 6 

Kalendertagen nach Aufforderung durch die Vergabestelle vorgelegt werden müssen. 

Ebenfalls mit meiner Unterschrift bestätige ich den Erhalt des Informationsblattes nach Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). 

 

 

 

 

 

 

 

Ort und Datum                                                                                        Unterschrift 

 



 

   

   

 

 

   

 

 

 

  

  

  

 

   

    

 

 

   

 

  

   

 

 

   

  

 

 

   

   

  

 

  

  

 

 

  

  

 

 

 

 

Landkreis Rostock 

- Vergabestelle 

Verpflichtungserklärung zum Mindest-Stundenentgelt 

Ich erkläre/Wir erklären, 

Erklärung nach § 9 Absatz 1 VgG M-V: Auftrag im Bereich des Schienenpersonenverkehrs 

sowie des sonstigen öffentlichen Personennahverkehrs im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober.2007 über 

öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr.1107/70 des Rates 

(ABI.L 315 vom 03.12.2007, S.1) 

Mein Unternehmen verpflichtet sich, die bei der vertragsgegenständlichen Ausführung dieser 

Leistung Beschäftigten mindestens  nach den Vorgaben eines im Bundesgebiet oder einem 

Teil davon für Ihre Branche einschlägigen und repräsentativen Tarifvertrages in der jeweils 

geltenden Fassung zu entlohnen. Die Pflicht zu höherer Entgeltzahlung aufgrund 

anderweitiger Regelungen bleibt hiervon unberührt. 

Soweit mein Unternehmen Leistungen auf Nachunternehmer überträgt, verpflichtet es sich, 

dem Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung 

dieser Pflichten durch den Nachunternehmer zu überwachen. 

Erklärung nach § 9 Absatz 4 bis 6 VgG M-V: Mindestlohn 

Mein Unternehmen verpflichtet sich, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nach § 9 

Absatz 4 Satz 1, Absatz 6 Satz 1 VgG M-V bei der Ausführung der Leistung mindestens das 

nach § 9 Absatz 4 Satz 1 und 2 VgG M-V in Verbindung mit der Mindest-Stundenentgelt-

Verordnung maßgebliche Mindest-Stundenentgelt zu bezahlen. Die Pflicht zu höherer 

Entgeltzahlung aufgrund anderweitiger Regelungen bleibt hiervon unberührt. 

Soweit mein Unternehmen Leistungen auf Nachunternehmer überträgt, verpflichtet es sich, 

dem Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung 

dieser Pflichten durch den Nachunternehmer zu überwachen. 

Ich bin mir /Wir sind uns bewusst, dass ein Angebot, das zum geforderten Zeitpunkt keine oder eine 

unvollständige oder ersichtlich falsche Erklärung enthält, zum Ausschluss des Bieters während des 

laufenden Vergabeverfahrens führt. 
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Landkreis Rostock 

- Vergabestelle 

Mir ist bekannt/ Uns ist bekannt, 

dass der Auftraggeber oder andere Stellen befugt sind, Kontrollen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 und 

Absatz 2 VgG M-V zur Einhaltung dieser Verpflichtungen durchzuführen und dabei Einsicht in die 

Entgeltabrechnungen, die zur Erfüllung des jeweiligen Auftrages eingesetzten Beschäftigten 

betreffen, sowie in die dem Auftragnehmer und seinen Nachunternehmern geschlossenen Verträge 

zu nehmen. 

Die Beschäftigten sind auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. Die ausführenden 

Unternehmen haben vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der o.a. Unterlagen 

bereitzuhalten und auf Verlangen dem öffentlichen Auftraggeber unverzüglich vorzulegen. 

Soweit der Auftragnehmer nach Maßgabe von § 9 Absatz 1, 4 und 5 VgG M-V verpflichtet ist, gelten 
folgende Bestimmungen: 

- Der Auftraggeber oder die andere Stelle nach § 10 Absatz 1 Satz 2 VgG M-V ist befugt, 
Kontrollen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 VgG M-V durchzuführen und dabei Einsicht in die 
Entgeltabrechnungen, die die zur Erfüllung des jeweiligen Auftrages eingesetzten 
Beschäftigten betreffen, sowie in die zwischen dem Auftragnehmer und seinen 
Nachunternehmern geschlossenen Verträge zu nehmen. Der Auftragnehmer hat seine 
Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. Der Auftragnehmer hat 
vollständige und prüffähige Unterlagen zur Vornahme der Kontrollen nach § 10 Absatz 1 Satz 
1 VgG M-V bereitzuhalten und auf Verlangen dem Auftraggeber oder der anderen Stelle nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 VgG M-V unverzüglich vorzulegen. 

- Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für jeden schuldhaften Verstoß gegen die Obliegenheiten 
nach § 9 Absatz 1, 4, 6 und 9 VgG M-V eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 vom Hundert, bei 
mehreren Verstößen bis zu höchstens 5 vom Hundert des Auftragswertes zu zahlen. Der 
Auftragnehmer ist zur Zahlung der Vertragsstrafe auch dann verpflichtet, wenn der von ihm 
beauftragte Nachunternehmer oder ein von diesem eingesetzten Nachunternehmer gegen 
seine nach § 9 Absatz 5 begründete Obliegenheit verstößt, sofern der Auftragnehmer diesen 
Verstoß kannte oder kennen musste. 

- Der vorsätzliche, grob fahrlässige oder mehrfache Verstoß gegen die Obliegenheiten nach § 9 
Absatz 1, 4 bis 6 und 9 durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer berechtigt 
den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des Vertrages. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
dem Auftraggeber den durch die Kündigung entstandenen Schaden zu ersetzen. 

Firma: 

Ort, Datum Unterschrift/ Firmenstempel 

Ebenfalls mit meiner Unterschrift bestätige ich den Erhalt des Informationsblattes nach Artikel 13 der Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO).
 

Hinweis: 

Bei Teilnahme am elektronischen Vergabeverfahren ersetzt die Textform (falls gefordert: die elektronische Signatur) die
 
händische Unterschrift.
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